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Land Sachsen-Anhalt 

Monatsschrift fiir Deutsches Recht 

Müllmagazin 

Müll und Abfall 

Mecklenburg-Vorpommern 

mit weiteren Nachweisen 

Nachweisverordnung 

Niedersachsen 

neue Fassung 

Neue Juristische Wochenschrift 

Nununer, Nununern 

Natur und Recht 

Neue Zeitschrift fiir Verwaltungsrecht 

Neue Zeitschrift fiir Verwaltungsrecht - Rechtsprechungs-Report 

N ordrhein-Westfalen 

Nordrhein-westfälische Verwaltungsblätter 

oben 

Oberlandesgericht 

Oberverwaltungsgericht 

Gesetz über die Haftung des Reichs ftlr seine Beamten vom 22.5. 

1910, RGBl. 798 

Recht der Energiewirtschaft 

Richtlinie 

Randnununer 

Rheinland-Pfalz 

Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 

Seite 

Saarland 

Sächsische, -es 

Sächsische Verwaltunsblätter 

Schleswig-Holstein 

Sammlung 

siehe oben 

sogenannte/r 
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StGB 

StGR 

StT 

StuG 

StWStP 

s.u. 

SZ 

TA 

TgV 

Thür. 

TKBG 

Tz. 

u. 

u.a. 

UPR 
UR 

UStG 

UTR 

u.U. 

v. 

v.a. 

VDI 

VerpackV 

VerwArch 

VG 

VGH 

vgl. 

VKS 
VStG 

VVDStRL 

VWBlBW 

VwGO 

VwVfG 

WiB 

WiVerw. 

WuB 

Abkürzungsverzeichnis 

Städte- und Gemeindebund 

Städte- und Gemeinderat 

Der Städtetag 

Stadt und Gemeinde 

Staatswissenschaften und Staatspraxis 

siehe unten 

Süddeutsche Zeitung 

Technische Anleitung 

Transportgenehmigungsverordnung 

Thüringen 

Tierkörperbeseitigungsgesetz 

Teilziffer 

unten 

unter anderem, und andere 

Umwelt- und Planungsrecht 

Umsatzsteuer-Rundschau 

Umsatzsteuergesetz 

Umwelt- und Technikrecht 

unter Umständen 

vom 

vor allem 

Verein Deutscher Ingenieure 

Verpackungsverordnung 

Verwaltungsarchiv 

Verwal tungsgericht 

Verwaltungsgerichtshof 

vergleiche 

Verband Kommunaler Städtereinigungsbetriebe 

Vermögensteuergesetz 

Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechts­

lehrer 

Baden-Württembergische Verwaltungsblätter 

Verwaltungsgerichtsordnung 

Verwaltungsverfahrensgesetz 

Wirtschaftsrechtliche Beratung 

Wirtschaft und Verwaltung 

Wasser und Boden 



WuW 

ZAU 

z.B. 

ZfU 

ZfW 

ZG 

ZGR 

ZIP 

ZLR 

ZögU 

z.T. 

ZUR 

Abkürzungsverzeiclmis 

Wirtschaft und Wettbewerb 

Zeitschrift fur angewandte Umweltforschung 

zum Beispiel 

Zeitschrift fur Umweltrecht und Umweltpolitik 

Zeitschrift fur Wasserrecht 

Zeitschrift fur Gesetzgebung 

Zeitschrift fur Unternehmens- und Gesellschaftsrecht 

Zeitschrift fur Wirtschaftsrecht und Insolvenzpraxis 

Zeitschrift fur das gesamte Lebensmittelrecht 
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Zeitschrift fur öffentliche und gemeinwirtschaftliche Unternehmen 

zum Teil 

Zeitschrift fur Umweltrecht 





Erster Teil 

Einführung 

Die Aufteilung der Verantwortung für die Entsorgung von Abfällen zwi­
schen der öffentlichen Hand und Privaten hat eine lange Tradition. Schon als 
sich die Städte und Gemeinden als Reaktion auf die katastrophale. Entsor­
gungssituation im Mittelalter, die zu verheerenden Epidemien geführt hatte, 1 

nach und nach der Aufgabe der geregelten Abfallentsorgung annahmen, 
führten sie die erforderlichen Maßnahmen in der Regel nicht selbst durch, 
sondern beauftragten damit private Unternehmer.2 Erst mit Beginn des 18. 
Jahrhunderts setzte eine Entwicklung zu verstärkter Eigentätigkeit der Städte 
und Gemeinden ein, zum Teil hervorgerufen durch schlechte Erfahrungen mit 
den beauftragten Privatunternehmen.3 Seit Ende des 19. Jahrhunderts galt die 
Abfallbeseitigung "natürlich" als eine "im Kern rein öffentliche Angelegen­
heit".4 Die Einschaltung Privater wurde dabei aber nie ganz aufgegeben. 5 

Entsprechend dieser historischen Entwicklung regelte sowohl das Abfallbe­
seitigungsgesetz von 1972 als auch das Abfallgesetz von 1986 die Abfallbesei­
tigung als Pflichtaufgabe der nach Landesrecht zuständigen öffentlich­
rechtlichen Körperschaften, bei deren Erfüllung sich diese privater Dritter 
bedienen durften (§ 3 I, 11 AbfG). Damit war die Einschaltung privater Ent­
sorgungsunternehmer in die im Grundsatz öffentliche Abfallentsorgung 
ausdrticklich gestattet. 6 Zudem eröffneten die Gesetze den Kommunen unter 

1 Erhard, Aus der Geschichte der Städtereinigung, S. 18 ff. 
2 Klowait, Beteiligung Privater, S. 18. 

3 Erhard, Aus der Geschichte der Städtereinigung, S. 45, 56 ff.; Klowait, Betei­
ligung Privater, S. 21. 

4 Schmeken, StT 1989, 239, 240; ders., StGB 1989, 7; vgl. auch Doose, StT 1983, 
585. 

5 Eine Kooperation mit Privaten im Bereich der Abfallentsorgung fand insbesonde­
re in mittleren und kleinen, v.a. ländlichen Gemeinden statt, vgl. BDE, Entsorgung '96, 
S. 32 f. 

6 Hoschützky/Krejt, Recht der Abfallwirtschaft (4. Ergänzungslieferung.), Einf., S. 
3; Klowait, Beteiligung Privater, S. 22; Schmeken, StT 1989, 239, 240; ders., StGB 
1989, 7. 
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bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit, Abfälle von der öffentlichen 
Entsorgung auszuschließen, wodurch eine private Entsorgungsverantwortung 
der Abfallbesitzer begründet werden konnte (§ 3 III, IV). Der Umfang der 
Beteiligung Privater unterlag jedoch in beiden Fällen der Entscheidungsfrei­
heit der Kommunen. Diese haben von den Möglichkeiten einer Einschaltung 
privater Unternehmer regen Gebrauch gemacht. Es wird davon ausgegangen, 
daß unter der Geltung des Abfallgesetzes die Entsorgung von Haushaltsabfäl­
len zu ca. 50 %, von Abfällen aus Gewerbe und Industrie zu ca. 70 % und von 
Sonderabfällen zu ca. 90 % von Privaten erledigt wurde. 7 

Eine neue Phase wurde spätestens mit dem Erlaß der Verpackungsverord­
nung eingeläutet, die über das Instrument der Rücknahmepflicht für Hersteller 
und Vertreiber von Verkaufsverpackungen einen Gutteil der zuvor der öffent­
lichen Entsorgungspflicht der Kommunen unterfallenden Abfälle bundes­
rechtlich, d.h. unabhängig von der kommunalen Praxis, privater Entsorgungs­
verantwortung unterstellte. 

Die Verlagerung der Entsorgungsverantwortung von den öffentlich­
rechtlichen Entsorgungsträgern auf Private hat sich seitdem zu einem regel­
rechten Trend entwickelt, der unverkennbar auch dem neuen KrW-/AbfG 
zugrunde liegt. 

A. Das Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz 

Das als Art. 1 des Gesetzes zur Venneidung, Verwertung und Beseitigung 
von Abfällen vom 27. September 19948 erlassene Gesetz zur Förderung der 
Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Beseitigung von 
Abfällen (Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz - KrW-/AbfG) ist am 6. 
Oktober 1996 in Kraft getreten. Es hat das bis dahin geltende Abfallgesetz von 
1986 abgelöst und das Abfallrecht insgesamt grundlegend neugeordnet. 

Der Gesetzgeber wollte - neben der Anpassung des deutschen Abfallrechts 
an europarechtliche Vorgaben - mit dem KrW-/AbfG insbesondere die Ver­
teilung der Entsorgungsverantwortung zwischen öffentlich-rechtlichen Ent­
sorgungsträgern und der privaten Wirtschaft neu ordnen. Das neue Abfallrecht 
soll Kooperationen zwischen öffentlichen und privaten Entsorgungsträgern 
und Erzeugern und Besitzern von Abfällen fördern und das Marktprinzip in 

7 Struß, Abfallwirtschaftsrecht, S. 3. Nach Angaben des BDE wurde die Müllabfuhr 
1995 ftlr rund 46 der 81 Mio. Bundesbürger durch private Entsorgungsunternehmen 
erledigt, die im Auftrag der Kommunen tätig waren: BDE, Entsorgung '96, S. 33. 

8 BGB!. I, S. 2705. 
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der Abfallwirtschaft stärken.9 Dementsprechend wird im zweiten Teil des 
KrW-/AbfG, der die "Grundsätze und Pflichten der Erzeuger und Besitzer von 
Abfällen sowie der Entsorgungsträger" regelt, eine Neuordnung der Verteilung 
von öffentlicher und privater Entsorgungsverantwortung vorgenommen. 
Gegenüber der nach bisherigem Abfallrecht grundsätzlich bestehenden Ver­
antwortung der entsorgungspflichtigen Körperschaften öffentlichen Rechts soll 
die Entsorgungspflicht nunmehr dem Grundsatz nach bei den Erzeugern und 
Besitzern von Abfall und nur noch ausnahmsweise bei der öffentlichen Hand 
liegen. Intention dieser grundsätzlichen Zuweisung der Entsorgungspflicht zu 
den Erzeugern und Besitzern von Abfall ist nach der Begründung zum Regie­
rungsentwurf neben der Förderung der Kreislaufwirtschaft vor allem die 
Verwirklichung des umweltrechtlichen Verursacherprinzips.1O Durch den 
Grundsatz der Eigenverantwortung für die Abfallentsorgung sollen Verbrau­
cher und insbesondere die Wirtschaft gezwungen werden, "'vom Abfall her zu 
denken', d.h. Rückstände nach Maßgabe der Grundsätze einer abfallarmen 
Kreislaufwirtschaft zu vermeiden oder als Sekundärrohstoffe vorrangig stoff­
lich, sodann energetisch zu verwerten, ansonsten als Abfall zu entsorgen. "lI 

Aufgrund der Tatsache, daß die ursprünglich als öffentliche Aufgabe der 
Daseinsvorsorge12 ausgestaltete Abfallentsorgung nunmehr grundsätzlich 
privater Verantwortung unterstellt wird, ist daher häufig von einer Prinzi­
pienwende13 oder einem Paradigmenwechsel I4 die Rede. 

B. Ziel und Gang der Untersuchung 

Ziel der Arbeit ist es, das System öffentlicher und privater Abfallentsor­
gung, wie es durch das KrW -/ AbfG vorgegeben wird, darzustellen und in 
seiner rechtlichen und praktischen Bedeutung zu analysieren. Zwecks Schaf­
fung einer Vergleichsgrundlage ist dazu zunächst das bisherige, unter dem 
AbfG bestehende Entsorgungssystem darzustellen und sind die darin gegebe­
nen Möglichkeiten einer Beteiligung Privater an der Abfallentsorgung be­
stimmten Privatisierungsformen zuzuordnen (2. Teil). Sodann ist die Neukon­
zeption des KrW-/AbfG darzustellen und sind die darin vorgesehenen Privati­
sierungmöglichkeiten - unter Vergleich mit dem bisherigen System - ebenfalls 

9 Vgl. die Ausschußbegrtindung, BT-Drs. 12/7284, S. 18. 

10 BT-Drs. 12/5672, S. 32. 

11 Ebd. S. 2, 37. 

12 S. nur Kloepfer, Umweltrecht, § 12 Rn. 77. 

13 Breuer, in: Klettlv.Köller/Schmitt-Gleser, Kreislaufwirtschafts- und Abfallge­
setz, S. 27, 34. 

14 Kahl, DVBl. 1995,1327,1328. 
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